
 

Satzung des Vereins der Förderer und Freunde des Justinus-Kerner-Gymnasiums e.V. 
 
 

 
§ 1 Name, Sitz Eintragung, Geschäftsjahr 
 
1.1. Der Verein trägt den Namen "Verein der Förderer 

und Freunde des Justinus-Kerner-Gymnasiums 
e.V.". 

1.2. Er hat den Sitz in Heilbronn. 

1.3. Er ist in das Vereinsregister beim Amtsgericht in 
Heilbronn eingetragen. 

1.4. Geschäftsjahr ist das Schuljahr (1. August bis 31. 
Juli des Folgejahres) . 

 
 
§ 2  Vereinszweck 
 
2.1. Zweck des Vereins ist die Förderung der Erzie-

hung, insbesondere durch die ideelle und finanziel-
le Unterstützung des Justinus-Kerner-Gymnasiums 
Heilbronn. Träger der Schule ist die Stadt Heil-
bronn. 

 
2.2. Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht 

durch Beschaffung von Mitteln durch Beiträge, 
Spenden sowie durch Veranstaltungen, die der 
Werbung für den geförderten Zweck dienen. 

 
2.3. Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in 

erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
 
2.4. Mittel des Vereins dürfen nur für den satzungsge-

mäßen Zweck verwendet werden. Die Mitglieder 
erhalten keine Gewinnanteile und in ihrer Eigen-
schaft als Mitglieder auch keine sonstigen Zuwen-
dungen aus Mitteln des Vereins. Sie erhalten bei ih-
rem Ausscheiden oder bei Auflösung des Vereins 
für ihre Mitgliedschaft keinerlei Entschädigung. Es 
darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck 
des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnis-
mäßig hohe Vergütung begünstigt werden. 

 
 
§ 3 Gemeinnützigkeit 
 

Der Verein verfolgt ausschließlich gemeinnützige 
Zwecke i.S. des Abschnitts „Steuerbegünstigte 
Zwecke“ der Abgabenverordnung (§§51 ff. AO). 
Er ist ein Förderverein i.S. von § 58 Nr.1 AO, der 
seine Mittel ausschließlich zur Förderung des steu-
erbegünstigten Zwecks der in § 2 Abs. 1 genannten 
Körperschaft verwendet. 

 
 
§ 4  Mitgliedschaft 
 
4.1.  Mitglied des Vereins kann jede natürliche oder 

juristische Person werden, die seine Ziele unter-
stützt. 
 
Personen, die sich um den Verein besonders ver-
dient gemacht haben, können vom Vorstand zum 
Ehrenmitglied ernannt werden. Sie genießen die-
selben Rechte wie ordentliche Mitglieder, sind je-
doch von der Beitragspflicht befreit. 

 

4.2.  Über den Antrag auf Aufnahme in den Verein 
entscheidet der Vorstand. 

 
4.3.  Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss 

oder Tod bzw. bei juristischen Personen durch de-
ren Auflösung. 

 
4.4.  Der Austritt eines Mitglieds ist nur zum Ende des 

Geschäftsjahrs möglich. Er erfolgt durch schriftli-
che Erklärung gegenüber dem Vorstand unter Ein-
haltung einer Frist von drei Monaten. 

 
4.5. Wenn ein Mitglied gegen die Ziele und Interessen 

des Vereins schwer verstoßen hat oder trotz Mah-
nung mit dem Beitrag für zwei Jahre im Rückstand 
bleibt, so kann es durch den Vorstand mit sofortiger 
Wirkung ausgeschlossen werden. Dem Mitglied 
muss vor der Beschlussfassung Gelegenheit zur 
Rechtfertigung bzw. Stellungnahme gegeben wer-
den. Gegen den Ausschließungsbeschluss kann in-
nerhalb einer Frist von 2 Monaten nach Mitteilung 
des Ausschlusses die nächste Mitgliederversamm-
lung angerufen werden, die abschließend entschei-
det. 

 
 
§ 5  Beiträge 
 
5.1. Die Mitglieder zahlen Beiträge nach Maßgabe 

eines Beschlusses der Mitgliederversammlung. Zur 
Festlegung der Beitragshöhe und -fälligkeit ist eine 
einfache Mehrheit der in der Mitgliederversamm-
lung anwesenden stimmberechtigten Vereinsmit-
glieder erforderlich. 

 
5.2. Der Vorstand kann in begründeten Fällen den 

Beitrag ganz oder teilweise erlassen. 
 
 
§ 6  Organe des Vereins 

 
Organe des Vereins sind der Vorstand, die Mitglie-
derversammlung und der Ausschuss.  

 
 
§ 7  Der Vorstand 
 
7.1. Der Vorstand besteht aus dem 1. Vorsitzenden, 

dem 2. Vorsitzenden, dem Schatzmeister und dem 
Schriftführer. Der Verein wird gerichtlich und au-
ßergerichtlich durch den 1. und den 2. Vorsitzenden 
vertreten. Jeder von ihnen ist befugt, den Verein al-
lein zu vertreten. 

 
7.2. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung 

auf die Dauer von zwei Jahren gewählt. Er bleibt so 
lange im Amt, bis eine Neu- beziehungsweise Wie-
derwahl erfolgt. 
Scheidet ein Mitglied des Vorstands während der 
Amtsperiode aus, so kann der Vorstand ein Ersatz-
mitglied für den Rest der Amtsperiode wählen. 
 

7.3. Der 1. Vorsitzende lädt zur Vorstandssitzung unter 
Angabe der Tagesordnung mit einer Frist von min-
destens einer Woche ein 
Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 
die Hälfte der Vorstandsmitglieder anwesend sind. 



 

Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher 
Mehrheit. Alle Vorstandsmitglieder haben Stimm-
recht. Bei Stimmengleichheit entscheidet der 1. 
Vorsitzende. 

 
 
§ 8  Mitgliederversammlung 
 
8.1.  Die Mitgliederversammlung ist einmal jährlich 

einzuberufen. 
 
8.2.  Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist 

einzuberufen, wenn es das Vereinsinteresse erfor-
dert oder wenn eine Einberufung von 1/3 der Ver-
einsmitglieder schriftlich und unter Angabe des 
Zwecks und der Gründe verlangt wird. 

 
8.3.  Die Einberufung der Mitgliederversammlung er-

folgt schriftlich unter Wahrung einer Einladungs-
frist von mindestens 2 Wochen bei gleichzeitiger 
Bekanntgabe der Tagesordnung. Die Frist beginnt 
mit dem auf die Absendung des Einladungsschrei-
bens folgenden Tag. Es gilt das Datum des Post-
stempels. Das Einladungsschreiben gilt dem Mit-
glied als zugestellt, wenn es an die letzte vom Mit-
glied dem Verein schriftlich bekannt gegebene Ad-
resse gerichtet ist. 

 
8.4.  Die Mitgliederversammlung als das oberste be-

schlussfassende Vereinsorgan ist grundsätzlich für 
alle Aufgaben zuständig, sofern bestimmte Aufga-
ben gemäß dieser Satzung nicht einem anderen 
Vereinsorgan übertragen wurden. Ihr sind insbe-
sondere die Jahresrechnung und der Jahresbericht 
zur Beschlussfassung über die Genehmigung und 
die Entlastung des Vorstands schriftlich vorzule-
gen. Sie bestellt einen Rechnungsprüfer, der weder 
dem Vorstand noch einem vom Vorstand berufenen 
Gremium angehören und auch nicht Angestellter 
des Vereins sein darf, um die Buchführung ein-
schließlich Jahresabschluss zu prüfen und über das 
Ergebnis vor der Mitgliederversammlung zu be-
richten. 

 
8.5.  Jede satzungsmäßig einberufene Mitgliederver-

sammlung wird als beschlussfähig anerkannt ohne 
Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Vereins-
mitglieder. Jedes Mitglied hat 1 Stimme. Das 
Stimmrecht ist nicht übertragbar. 

 
8.6.  Die Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse 

mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit gilt 
ein Antrag als abgelehnt. 

 
§ 9 Ausschuss 
 

Der Ausschuss besteht aus den Vorstandsmitglie-
dern und aus mindestens drei, höchstens sechs von 
der Mitgliederversammlung gewählten Aus-
schussmitgliedern sowie einem Vertreter der Schü-
lermitverantwortung des Justinus-Kerner-
Gymnasiums. 
Die von der Mitgliederversammlung zu wählenden 
Ausschussmitglieder werden für die Dauer von 
zwei Jahren gewählt. 
Die Aufgaben des Ausschusses werden in einer 
vom Vorstand zu beschließenden Geschäftsord-
nung geregelt. 

 

§ 10  Satzungsänderung 
 
10.1.  Für Satzungsänderungen ist eine 2/3-Mehrheit der 

erschienenen Vereinsmitglieder erforderlich. Über 
Satzungsänderungen kann in der Mitgliederver-
sammlung nur abgestimmt werden, wenn auf die-
sen Tagesordnungspunkt bereits in der Einladung 
zur Mitgliederversammlung hingewiesen wurde 
und der Einladung sowohl der bisherige als auch 
der vorgesehene neue Satzungstext beigefügt wor-
den waren. 

 
10.2.  Satzungsänderungen, die von Aufsichts-, Gerichts- 

oder Finanzbehörden aus formalen Gründen ver-
langt werden, kann der Vorstand von sich aus vor-
nehmen. Diese Satzungsänderungen müssen allen 
Vereinsmitgliedern alsbald schriftlich mitgeteilt 
werden. 

 
 
§ 11  Beurkundung von Beschlüssen 
 
  Die in Vorstandssitzungen und in Mitgliederver-

sammlung gefassten Beschlüsse sind schriftlich 
niederzulegen und von dem jeweiligen Versamm-
lungsleiter und dem Protokollführer zu unterzeich-
nen. 

 
 
§ 12  Auflösung des Vereins und Vermögensbindung 
 
12.1. Für den Beschluss, den Verein aufzulösen, ist eine 

3/4-Mehrheit der in der Mitgliederversammlung 
anwesenden Mitglieder erforderlich. Der Beschluss 
kann nur nach rechtzeitiger Ankündigung in der 
Einladung zur Mitgliederversammlung gefasst 
werden. 

 
12.2. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steu-

erbegünstigter Zwecke ist das Vermögen zu steuer-
begünstigten Zwecken zu verwenden. Beschlüsse 
über die künftige Verwendung des Vermögens dür-
fen erst nach  Einwilligung des Finanzamts ausge-
führt werden. 


